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Rückforderung 

§ 31. (1) Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf oder Berichtigung einer Leistung ist der 
Leistungsbezieher zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn er den Bezug durch 
unrichtige Angaben oder durch Verschweigung von Tatsachen herbeigeführt hat oder wenn er erkennen 
musste, dass die Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte. 

(2) Die Verpflichtung zum Ersatz der empfangenen Leistung besteht auch dann, wenn hervorkommt, 
dass eine oder mehrere Anspruchsvoraussetzungen bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht 
vorgelegen oder nachträglich weggefallen sind, oder die Auszahlung von Leistungen irrtümlich erfolgte, 
oder die zur Ermittlung des Gesamtbetrages der maßgeblichen Einkünfte (§§ 8, 8b) erforderliche 
Mitwirkung trotz Aufforderung innerhalb angemessener Frist verweigert wird. Der Empfänger einer 
Leistung nach diesem Bundesgesetz ist auch dann zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu 
verpflichten, wenn sich ohne dessen Verschulden auf Grund des von der Abgabenbehörde an die 
Niederösterreichische Gebietskrankenkasse übermittelten Gesamtbetrages der maßgeblichen Einkünfte 
ergibt, dass die Leistung nicht oder nicht in diesem Umfang gebührt hat. 

(3) Wenn eine dritte Person eine Anzeige unterlassen oder falsche Angaben gemacht und hiedurch 
einen unberechtigten Bezug verursacht oder ermöglicht hat, kann sie zum Ersatz verpflichtet werden. 

(3a) Wird der Tod des Kindes nicht rechtzeitig gemeldet und ist daraus ein unrechtmäßiger Bezug 
einer Leistung nach diesem Bundesgesetz entstanden, so ist von Amts wegen von der Rückforderung 
abzusehen, sofern die Meldung binnen 31 Tagen ab dem Tod des Kindes erfolgt. 
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(3b) Der Partner kann bis zur Hälfte zum Ersatz unberechtigt bezogener Leistungen nach diesem 
Bundesgesetz verpflichtet werden, soweit der unberechtigte Bezug während aufrechter 
Wirtschaftsgemeinschaft mit dem beziehenden Elternteil erfolgte. Hat der Partner den unberechtigten 
Bezug jedoch ermöglicht oder sogar verursacht, kann er zum vollen Ersatz der unberechtigt bezogenen 
Leistungen verpflichtet werden. Hat der Partner den unberechtigten Bezug der Beihilfe zum pauschalen 
Kinderbetreuungsgeld verursacht, kann er zum Ersatz der Leistung verpflichtet werden. § 31 Abs. 2 gilt 
sinngemäß auch für den Partner. 

(3c) Rückforderungen nach dem FamZeitbG werden auf die diesem Elternteil nach diesem 
Bundesgesetz zu erbringenden Leistungen voll, dem anderen Elternteil bis zur Hälfte aufgerechnet, sie 
vermindern den Leistungsanspruch nach diesem Bundesgesetz entsprechend. 

(4) Rückforderungen, die gemäß den Abs. 1 bis 3 vorgeschrieben wurden, können auf die zu 
erbringenden Leistungen bis zur Hälfte derselben aufgerechnet werden; sie vermindern den 
Leistungsanspruch entsprechend. Zum Zwecke der Forderungssicherung kann eine vorläufige 
Aufrechnung bis zur Hälfte der zu erbringenden Leistungen erfolgen. Der Krankenversicherungsträger 
kann unter Berücksichtigung der Familien-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Empfängers 

 1. die Erstattung des zu Unrecht gezahlten Betrages in Teilbeträgen (Ratenzahlungen) zulassen, 

 2. die rechtskräftige Rückforderung stunden, 

 3. auf die rechtskräftige Rückforderung ganz oder teilweise verzichten. 

Dabei sind die §§ 72 bis 74 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013 (BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, 
anzuwenden, sofern in diesem Bundesgesetz keine abweichenden Regelungen vorgesehen sind. 
Abweichend von § 89 Abs. 4 letzter Satz ASGG obliegt den Gerichten in Angelegenheiten der 
Leistungen nach diesem Bundesgesetz nicht das Recht, Ratenzahlungen anzuordnen, sondern ist dies 
ausschließlich dem Krankenversicherungsträger im nachgeschalteten Verwaltungsverfahren vorbehalten. 

(5) Ratenzahlungen sind zu gewähren, wenn auf Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners die Hereinbringung der rechtskräftigen Forderung in einem Betrag nicht möglich ist. Die 
Höhe der Raten ist unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners festzusetzen. 

(6) Werden Ratenzahlungen bewilligt oder Rückforderungen gestundet, so dürfen keine Zinsen 
ausbedungen werden. 

(7) Die Ausstellung von Bescheiden über Rückforderungen von Leistungen nach diesem 
Bundesgesetz ist nur binnen 7 Jahren, gerechnet ab Ablauf des Kalenderjahres, in welchem diese 
Leistungen zu Unrecht bezogen wurden, zulässig. Ein Bescheid über eine Rückforderung tritt nach 
Ablauf von 3 Jahren ab dem Eintritt der Rechtskraft außer Kraft, wenn er bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
vollzogen wurde; § 68 Abs. 2 ASVG zweiter und dritter Satz gelten sinngemäß. Das Recht auf 
Berichtigung (§ 30) der vorläufigen Auszahlung gemäß § 33 Abs. 5 mangels Vorliegen eines erlassenen 
Einkommensteuerbescheides für das betreffende Kalenderjahr sowie das Recht auf Berichtigung aufgrund 
Abänderungen und Aufhebungen des Einkommensteuerbescheides nach § 24a Abs. 2 verjähren nach 
Ablauf von 3 Jahren ab Bezugsbeginn. 
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